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Vorwort zur 5. Auflage

In den gut sieben Jahren, die seit dem Erscheinen der 4. Auflage vergangen sind, 
hat sich das Europäische Gesellschaftsrecht erneut rasant entwickelt. Dazu beige-
tragen hat zunächst der EuGH, nicht zuletzt dadurch, dass er seine auf Förderung 
grenzüberschreitender Mobilität der Gesellschaften gerichtete Rechtsprechung zur 
Niederlassungsfreiheit kontinuierlich fortentwickelt hat, zuletzt in der Entschei-
dung in Sachen Polbud, die aus Art. 49 AEUV ein Recht auf grenzüberschreitende 
Verlegung des Satzungssitzes (unter Beibehaltung des Verwaltungssitzes im Weg-
zugsstaat) herleitet und damit einen grenzüberschreitenden Formwechsel ermöglicht. 
Auf sekundärrechtlicher Ebene haben die Bilanzrichtlinie vom Juni 2013 nebst der 
CSR-Richtlinie vom November 2014, die Reform der Abschlussprüfer-Richtlinie 
vom Juni 2014 und die Abschlussprüfer-Verordnung vom April 2014 das Europäische 
Bilanz- und Abschlussprüfungsrecht auf eine neue Grundlage gestellt. Die Aktionärs-
rechterichtlinie ist im Mai 2017 ganz erheblich erweitert worden; sie zieht zahlreiche 
Umsetzungsfragen nach sich, etwa mit Blick auf die Regulierung der related party 
transactions und das Aktionärsvotum in Vergütungsfragen (say on pay). Publizitäts-, 
Kapital-, Verschmelzungs- und Spaltungsrichtlinie sowie die Richtlinie über die 
grenzüberschreitende Verschmelzung sind – wenn auch ohne inhaltliche Änderung 
– in der 2017 verabschiedeten Richtlinie über bestimmte Aspekte des Gesellschafts-
rechts aufgegangen. Aber auch unabhängig von gesetzgeberischen Eingriffen galt es, 
die Fortentwicklung des Primär- und Sekundärrechts durch zahlreiche Grundsatz-
entscheidungen des EuGH und des BGH sowie die kaum mehr zu überblickende 
Literatur zum Europäischen Gesellschaftsrecht zu sichten, gedanklich einzuordnen 
und im Text zu verarbeiten. Sämtliche Kapitel des Buches mussten deshalb gründ-
lich überarbeitet, nicht wenige Abschnitte sogar völlig neu verfasst werden. An der 
bewährten Konzeption des Buches haben wir zwar festgehalten. Nachdem das Werk 
sowohl in der Lehre als auch in der Praxis auf erfreuliche Resonanz stößt, sind wir 
indes gerne dem Vorschlag des Verlages gefolgt und lassen es nun im neuen äußeren 
Gewande erscheinen. Unser Dank gilt der tatkräftigen Unterstützung durch unsere 
Mitarbeiter, allen voran vom Münchener Lehrstuhl Frau Anna Lisa Schwarz und 
Herrn Samy Sharaf sowie vom Heidelberger Lehrstuhl Frau Constanze Winkler.

Die Neuauflage befindet sich auf dem Stand von August 2018; einzelne neue Ent-
wicklungen konnten noch bis Oktober 2018 berücksichtigt werden.

München, Heidelberg, im November 2018� Mathias Habersack, Dirk A. Verse 

Vorwort
Vorwort



Habersack – Europäisches Gesellschaftsrecht, 5. Aufl. – Herst. Kolacyak –Seite VI – Stand: 27.02.19 – Druckdaten

Aus dem Vorwort zur 1. Auflage

Das Gesellschaftsrecht ist wie kaum ein anderer Bereich des Privatrechts durch euro-
päisches Sekundärrecht beeinflußt. Neben der Verordnung über die Schaffung einer 
Europäischen Wirtschaftlichen Interessenvereinigung sind es im wesentlichen neun 
Richtlinien, die zur Europäisierung des Gesellschaftsrechts beigetragen haben. In-
haltlich betreffen diese Richtlinien nahezu sämtliche Bereiche des Gesellschaftsrechts, 
ferner das allgemeine Handels- und Bilanzrecht. Bei der Arbeit mit Gesetzessamm-
lungen, Lehrbüchern und Kommentaren zum nationalen Recht bleiben die Vorga-
ben des europäischen Rechts freilich zumeist verborgen. Dies muß schon deshalb 
verwundern, weil den Richtlinien im Rahmen der Auslegung des nationalen Rechts 
große Bedeutung zukommt, ein Verzicht auf die Heranziehung des europäischen Se-
kundärrechts, der entsprechenden Materialien und der einschlägigen Entscheidungen 
insbesondere des EuGH deshalb gleichbedeutend mit dem Verzicht auf ein wichtiges 
Hilfsmittel auf der Suche nach dem „richtigen“ Recht ist.

Das vorliegende Buch will diese Lücke schließen. Es wendet sich an den Studieren-
den und an den Praktiker des Gesellschaftsrechts gleichermaßen. In seinem ersten Teil 
führt es in die EG-vertraglichen Grundlagen der Angleichung und Vereinheitlichung 
des Gesellschaftsrechts ein. Der zweite Teil ist den verabschiedeten Richtlinien und 
der unmittelbar vor der Verabschiedung stehenden Takeover-Richtlinie gewidmet. 
Er will den Leser mit dem wesentlichen Inhalt und der Systematik dieser Richtlinien 
vertraut machen und den von ihnen ausgehenden Einfluß auf das deutsche Han-
dels- und Gesellschaftsrecht im einzelnen darlegen. Zu diesem Zweck werden auch 
die Umsetzungsakte des deutschen Gesetzgebers und etwaige Umsetzungsdefizite 
aufgezeigt. Gegenstand des dritten Teils ist im wesentlichen die Europäische Wirt-
schaftliche Interessenvereinigung als die bislang einzige supranationale Rechtsform; 
darüber hinaus wird die noch nicht eingeführte Europäische Aktiengesellschaft in 
ihren Grundzügen dargestellt. Das Buch will schließlich den Zugang zu den Vor-
schriften des Europäischen Gesellschaftsrechts erleichtern. Es gibt deshalb den Text 
der bislang verabschiedeten Richtlinien und der EWIV–Verordnung wieder und 
erfüllt somit zugleich die Aufgabe einer Textsammlung.

Regensburg, im November 1998� Mathias Habersack
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